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Einleitung und Gegenstand der Untersuchung

Einführung

Obwohl die Vermögensabschöpfung in den letzten Jahren durch die Re­
form der Vermögensabschöpfung 2017 vermehrt in die Aufmerksamkeit 
der Wissenschaft und Praxis gerückt ist, verbleiben viele rechtliche Fragen 
zum Umgang mit den neuen Vorschriften. Insbesondere die Einführung 
des neuen Einziehungsinstruments der erweiterten selbständigen Einzie­
hung in § 76a Abs. 4 StGB hat zu neuen Fragestellungen geführt. Die 
Reform der Vermögensabschöpfung hat dabei auch Auswirkungen auf die 
Möglichkeiten der grenzüberschreitenden Vollstreckung von Einziehungs­
entscheidungen, ohne dass dies vom Gesetzgeber berücksichtigt wurde.

Vermögensabschöpfung als dritte Spur des Strafrechts

Das Strafrecht verfolgt – unter anderem – das Ziel der Abschreckung po­
tenzieller Straftäter und der Vermeidung von Straftaten. Neben Freiheits- 
und Geldstrafen als Hauptstrafen und den Nebenstrafen gewinnt zur Errei­
chung dieser Ziele die Vermögensabschöpfung als „dritte Spur“ des Straf­
rechts an Bedeutung.1 Durch die Vermögensabschöpfung soll unter dem 

1. Teil:

A.

I.

1 Obgleich die Bezeichnung „Säule“, „Spur“ oder „Dimension“ vielfach verwendet 
wird, ist ihr Bezug nicht eindeutig, Kilchling (Hrsg.), Die Praxis der Gewinnab­
schöpfung in Europa, 2002, S. 5; F. Herzog, JR 2004, 494; Bittmann, NZWiSt 2016, 
131; Jekewitz, in: F. Herzog/Mülhausen (Hrsg.), Geldwäschebekämpfung und Ge­
winnabschöpfung, 2006, § 8, Rn. 4. Als erste und zweite „Spuren“ des Strafrechts 
seien Strafen und Maßregeln gemeint, Roxin/Greco, AT I, 52020, § 1, Rn. 4; Brü­
ning, Das Verhältnis des Strafrechts zum Disziplinarrecht, 2017, S. 540. Genauer 
umfasse die zweite Spur der Maßnahmen gem. § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB sowohl 
Maßregeln als auch die Einziehung, wobei die großen Unterschiede zwischen die­
sen beiden Kategorien oftmals zu einer gesonderten dritten Spur der Einziehung 
führe, Kindhäuser/T. Zimmermann, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 92020, § 1, Rn. 16. 
Anders Zehetgruber, in: Hilgendorf/Valerius (Hrsg.), Alternative Sanktionsformen 
zu Freiheits- und Geldstrafe im Strafrecht ausgewählter europäischer Staaten, 2015, 
S. 38, 39 ff., der als dritte Spur den Täter-Opfer-Ausgleich und die Schadenswieder­
gutmachung in Erwägung zieht. Ebenso Meier, Strafrechtliche Sanktionen, 52019, 
S. 443. F. Meyer, ZStW 127 (2015), 241, 257 nennt dagegen die (selbständige) Ver­
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kriminalpolitischen Schlagwort „Straftaten dürfen sich nicht lohnen“2 der 
Anreiz zur Begehung dieser Straftaten eingeschränkt werden.3 Damit ist 
gemeint, dass der Anreiz gewinnorientierter Kriminalität die von der 
Strafdrohung ausgehende Wirkung nicht aufwiegen können darf. Ebenso 
wie die Strafe4 dient auch die Tatertragseinziehung der Generalpräventi­
on:5 Dürften Täter deliktisch erlangte Vermögenswerte behalten, kann 
dies als Anreiz zur Begehung weiterer gewinnbringender Taten wirken.6 

Regeltreuen Bürgern darf außerdem ihr Verhalten nicht als unkluger Ver­
zicht auf Verdienstmöglichkeiten erscheinen.7 Daneben wird dem Täter 
durch die Entziehung des durch eine Straftat Erlangten auch häufig die 
Möglichkeit entzogen, das Vermögen erneut zur Begehung von Straftaten 
einzusetzen. Dies ist insbesondere im Bereich der Organisierten Kriminali­
tät8 von Bedeutung, in dem die kriminelle Organisation häufig trotz der 
Bestrafung einzelner Mitglieder handlungsfähig bleibt und nur geringer 
Verfolgungsdruck auf die Hintermänner besteht.9 Die Vermögensabschöp­
fung richtet sich aber nicht nur gegen Straftaten in diesem Bereich, son­
dern findet auch in anderen Gebieten der profitorientierten Kriminalität, 

mögensabschöpfung als „3. Säule der Verbrechensbekämpfung“ neben dem Gefah­
renabwehrrecht und dem Strafprozessrecht. Geiger, Die Rechtsnatur der Sanktion, 
2006, S. 240 sieht die Tatertragseinziehung als Wiederherstellungsmaßnahme ne­
ben den weiteren beiden Spuren der Strafe und Sicherungsmaßnahmen. Krit. zur 
Bezeichnung als „Säule der Kriminalitätsbekämpfung“ T. Fischer, StGB, 672020, Vor 
§§ 73-76a, Rn. 2.

2 Löffelmann, recht+politik 6/2016, 1; Diehl/Meyer-Heuer, Spiegel Online 16.10.2016. 
Diese Haltung prägt auch die politische Debatte in anderen Ländern, bspw. für die 
Niederlande Buisman u.a., Inbeslagneming en confiscatie van crimineel vermogen, 
2018, S. 13.

3 Sinn, Wirtschaftsmacht Organisierte Kriminalität, 2018, S. 140 f.
4 Hörnle, Straftheorien, 22017, S. 26 ff.
5 BVerfG, Beschl. v. 14.1.2004 – 2 BvR 564/95, BVerfGE 110, 1, 19 = NJW 2004, 

2073, 2075. Während sich das BVerfG vor allem auf positive Generalprävention 
bezieht, dient die Vermögensabschöpfung zumindest auch der negativen General­
prävention, Rönnau/Begemeier, GA 2017, 1, Fn. 59; Marstaller/T. Zimmermann, Non-
conviction-based confiscation in Deutschland?, 2018, S. 26 ff.

6 BT-Drs. 18/9525, S. 45. Zu kriminalökonomischen Theorien Sotiriadis, Die Ent­
wicklung der Gesetzgebung über Gewinnabschöpfung und Geldwäsche, 2010, 
S. 130 ff.

7 Claus, Gewinnabschöpfung und Steuer, 2010, S. 29.
8 Zur Problematik des Begriffs und insbesondere der Abgrenzung zur Wirtschafts­

kriminalität, Kirkpatrick, wistra 2016, 378 ff.
9 Sinn, Wirtschaftsmacht Organisierte Kriminalität, 2018, S. 64 f.
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insbes. im Wirtschaftsstrafrecht Anwendung.10 Die Einziehung der aus 
Straftaten erlangten Vermögen soll die kriminellen Aktivitäten effektiver 
unterbinden.11 Die an den Grad des Verschuldens angepasste Geldstrafe 
kann nicht stets vermeiden, dass das aus der Tat erlangte Vermögen dem 
Täter verbleibt. Obwohl vermögensrechtliche Ausgleichsansprüche primär 
im Zivilrecht zu finden sind,12 bestehen auch nur eingeschränkte Mög­
lichkeiten zivilrechtlicher Abschöpfung der durch eine Straftat erlangten 
Gewinne: Zum einen folgt aus einer strafbewehrten Verletzung überin­
dividueller Rechtsgüter oftmals kein Ausgleichsanspruch, zum anderen 
haben Tatgeschädigte manchmal kein wirtschaftliches Eigeninteresse, ihre 
Ansprüche durchzusetzen.13 Daraus folgt ein rechtspolitisches Bedürfnis 
der Abschöpfung illegaler Gewinne durch eigene strafrechtliche Maßnah­
men.14 Die grundsätzliche Legitimität der Abschöpfung illegaler Gewinne 
wird nicht ernsthaft bezweifelt.15 Ein gewisses fiskalisches Interesse der 
staatlichen Behörden an der Abschöpfung von Taterträgen kann aber nicht 
geleugnet werden.16 In „opferlosen“ Kriminalitätsbereichen wird daher da­
rüber diskutiert, ob eingezogene Gegenstände gezielt in dem betroffenen 
Bereich genutzt werden können, beispielsweise bei der Betäubungsmittel­

10 Corsten/Schilling, in: Volk/Beukelmann/Ahlbrecht (Hrsg.), Verteidigung in Wirt­
schafts- und Steuerstrafsachen, 32020, § 13, Rn. 1 f.; Macovei, eucrim 2013, 33. 
Die rechtspolitische Diskussion der Vermögensabschöpfungsmaßnahmen ist je­
doch bislang hauptsächlich von der Bekämpfung des Betäubungsmittelhandels 
geprägt, Kudlich, NStZ 2014, 343.

11 Macovei, eucrim 2013, 33. Bezüglich des Umweltstrafrechts so auch Dedic, Krimi­
nalprävention durch Gewinnabschöpfung, 2010, S. 223 ff.; Borchers, Umweltstraf­
recht und Sanktionen, 2012, S. 121 f.

12 Insbes. §§ 985, 812 ff. BGB. Vgl. Boosfeld, Gewinnausgleich, 2015, S. 9 ff. zur Frage 
eines allgemeinen Anspruchs auf Gewinnherausgabe im Bereicherungsrecht und 
Recht der Geschäftsführung ohne Auftrag.

13 Zu denken ist u.a. an Massenbetrugsfälle, die nur zu geringen Vermögensschä­
den beim einzelnen Opfer, aber zu einem großen Vermögensvorteil des Täters 
führen. Zu diesem und anderen auch heute noch aktuellen Beispielen s. Eber­
bach, NStZ 1987, 486, 486 f. Nur in Ausnahmefällen sieht das Zivilrecht hier 
einen Gewinnabschöpfungsanspruch Privater vor, vgl. zum Lauterkeits- und Kar­
tellrecht Poelzig, Normdurchsetzung durch Privatrecht, 2012, S. 116 f., 185 f.

14 Güntert, Gewinnabschöpfung als strafrechtliche Sanktion, 1983, S. 12 f.
15 Eser, Die strafrechtlichen Sanktionen gegen das Eigentum, 1969, S. 120, Fn. 100.
16 Greeve, in: Schiedek/Rönnau (Hrsg.), Wirtschaftsstrafrecht – Plage oder Gewinn 

für den Standort Deutschland?, 2013, S. 43, 45; Bröckers, in: K. Peters/Bröckers 
(Hrsg.), Vermögensabschöpfung im Strafverfahren, 2019, S. 14.
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kriminalität durch Finanzierung von Initiativen zur Drogenberatung,17 

oder anderen sozialen Zwecken zugeführt werden.18

Die zunehmende Bedeutung der Vermögensabschöpfung, die die Straf­
verfolgung ergänzen, nicht aber ersetzen soll,19 lässt sich an der Vielzahl 
internationaler Instrumente ablesen, die zur Einführung von Vermögens­
abschöpfungsmaßnahmen in bestimmten Bereichen verpflichten oder sol­
che Gesetze zumindest empfehlen: Neben der UN, der World Bank und 
dem Europarat ist dabei in großem Umfang auch die EU legislativ tätig.20 

Zuletzt verpflichtete die Richtlinie 2014/42/EU21 die Mitgliedstaaten zum 
Erlass von Mindestvorschriften für die Einziehung von Vermögensgegen­
ständen, die über die zuvor relevanten Rahmenbeschlüsse hinausgehen.22 

Sie hat auch zu einer Diskussion über Gemeinsamkeiten und Unterschie­
de der Konzeption der Vermögensabschöpfung in den unterschiedlichen 
Mitgliedstaaten geführt.23 Anlässlich der Umsetzung dieser Richtlinie hat 
sich der deutsche Gesetzgeber zur Reform der Vermögensabschöpfung 
entschlossen. Die dabei beschlossenen Vorschriften reichen über das um­
setzungsbedürftige Mindestmaß hinaus,24 da der deutsche Gesetzgeber der 
Vermögensabschöpfung eine größere Bedeutung in der Kriminalitätsbe­
kämpfung zuschreibt und die Abschöpfungslücken in der Praxis ausglei­
chen wollte.25 Der Reformgesetzgeber war insbesondere von der Motivati­
on geleitet, die Vermögensabschöpfung als Instrument zur Bekämpfung 
von Straftaten vermehrt zu nutzen.26 Das neue Gesetz steht dabei in 

17 Weßlau, StV 1991, 226, 227, Fn. 18.
18 Vgl. ErwGr 35 RL 2014/42/EU: „Im Rahmen dieser Maßnahmen könnten die 

Vermögensgegenstände unter anderem für Projekte im Bereich der Strafverfol­
gung und Verbrechensverhütung sowie für andere Projekte von öffentlichem 
Interesse und gesellschaftlichem Nutzen bestimmt werden“. Zum indirekten und 
direkten social reuse in anderen europäischen Staaten, Montaldo, NJECL 6 (2015), 
195, 210. Näher zu verschiedenen Modellen des social reuse, aber auch zu dessen 
Grenzen F. Meyer, ZRP 2015, 244, 245 f. Krit. zur mit dem social reuse oftmals 
verbundenen Rhetorik Hüttemann, NZWiSt 2019, 248, 260.

19 Du Castillon, in: Callewaert (Hrsg.), Le temps et le droit, 2013, S. 21, 41.
20 Gascón Inchausti, GS Grevi/Tranchina, 2013, S. 255.
21 Richtlinie 2014/42/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3.4.2014 

über die Sicherstellung und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträgen aus 
Straftaten in der Europäischen Union (ABl. L 127 v. 29.4.2014, S. 39 ff.).

22 Zu Motivation und Entwicklung der Richtlinie Fijnaut, A Peaceful Revolution, 
2019, S. 552 ff.

23 Fernandez-Bertier, ERA Forum 2016.
24 Rönnau/Begemeier, NZWiSt 2016, 260, 264.
25 BT-Drs. 18/9525, S. 45, 48 ff.
26 Korte, NZWiSt 2018, 231.

1. Teil: Einleitung und Gegenstand der Untersuchung

32



der Tradition bereits zuvor unternommener Reformbestrebungen, die die 
verstärkte Anwendung der Vermögensabschöpfungsvorschriften zum Ziel 
hatten.27

Internationalisierung als Herausforderung an die Strafverfolgung

Die der Vermögensabschöpfung vom Gesetzgeber zugeschriebene rechts­
politische Bedeutung trifft mit einer weiteren Entwicklung zusammen: 
der zunehmenden Internationalisierung kriminellen Verhaltens und da­
mit auch der Strafverfolgung.28 Die Globalisierung hat auch Straftätern 
die Möglichkeit eröffnet, in vielfältiger Weise „transnational“ tätig zu 
werden.29 Die vereinfachte Mobilität von Personen, aber auch von Vermö­
gensgegenständen, birgt neben ihren Vorteilen auch das Risiko, dass durch 
das Überschreiten einer Grenze die Strafverfolgung erheblich erschwert 
wird.30 Auch viele wirtschaftsstrafrechtliche Sachverhalte sind immanent 
grenzüberschreitender Natur.31 Gerade bei Vermögensabschöpfungsmaß­
nahmen muss diese transnationale Dimension beachtet werden. Die Tat­
ertragseinziehung kann auch in Fällen zum Einsatz kommen, in denen 
Straftäter international agieren oder Vermögensgegenstände, die aus Straf­
taten stammen, sich nicht am Ort der Strafverfolgung befinden.32 Gerade 
im Bereich der profitorientierten Kriminalität ist das Verbringen von Ver­
mögensgegenständen in andere Staaten, um sie vor staatlichem Zugriff 
zu schützen, eine häufige Vorgehensweise.33 Soweit rechtspolitisch inner­
staatlich auch auf Vermögensabschöpfung gesetzt wird, bestehen keine 

II.

27 So z.B. das Gesetz zur Stärkung der Rückgewinnungshilfe und der Vermögens­
abschöpfung bei Straftaten vom 24.10.2006 (BGBl I S. 2350), vgl. Gesetzesbegrün­
dung in BT-Drs. 16/700.

28 Roger, Grund und Grenzen transnationaler Strafrechtspflege, 2016, S. 26 f.; Bour­
don, in: Ascensio/Decaux/Pellet (Hrsg.), Droit international pénal, 2001, 921.

29 Sinn, Wirtschaftsmacht Organisierte Kriminalität, 2018, S. 1.
30 A/K/R/Ambos/Gronke, 1. HT, Rn. 3; Roger, Grund und Grenzen transnationaler 

Strafrechtspflege, 2016, S. 222 ff.; F. Meyer, ZStW 127 (2015), 241, 275. Aus krimi­
nologischer Sicht Krüßmann, Transnationales Strafprozessrecht, 2009, S. 74 ff.

31 F. Meyer, FS Rogall, 2018, S. 535, 536.
32 Schomburg/Lagodny/Gleß u.a., Einl., Rn. 153; Hüttemann, NZWiSt 2019, 201; 

bzgl. der EU Lelieur, EuCLR 5 (2015), 279, 281.
33 Bohne, Die Rückgewinnungshilfe im Strafverfahren, 2009, S. 237; Kennedy, J.F.C. 

14 (2007), 372, 386 f.; Pasewaldt, Möglichkeiten und Grenzen strafrechtlicher 
Vermögensabschöpfung im Bereich der Markenpiraterie, 2011, S. 205; F. Meyer, 
ZStW 127 (2015), 241, 275 f.
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Gründe, den Profiteuren von Straftaten diesen Ausweg zu ermöglichen. 
Das rechtspolitische Credo der Befürworter der Vermögensabschöpfung 
kann daher ergänzt werden: „Follow the money – across the borders!“34

Ein Weg, dieser Entwicklung zu begegnen, ist die Rechtshilfe in Straf­
sachen. Soweit Vermögensabschöpfungsmaßnahmen betroffen sind, han­
delt es sich dabei um Vollstreckungshilfe. In Deutschland eingehende 
Rechtshilfeersuchen bei Einziehungsanordnungen betreffen Sachverhalte, 
in denen in einem anderen Staat eine Einziehungsentscheidung getroffen 
wurde, für deren Vollstreckung die Mitwirkung deutscher Behörden erfor­
derlich ist. Bei gegenstandsbezogenen Einziehungen betrifft dies Fälle, in 
denen sich der Einziehungsgegenstand in Deutschland befindet. Bei einer 
wertmäßig bestimmten Einziehungsanordnung sind dagegen Konstella­
tionen erfasst, in denen sich Vermögen des Einziehungsadressaten, mit 
dem die Anordnung erfüllt werden kann, in Deutschland befindet. Wäh­
rend die grenzüberschreitende Strafverfolgung, insbesondere mittels des 
Europäischen Haftbefehls oder der neuen Europäischen Ermittlungsanord­
nung, akademisch intensiv besprochen wird, ist die grenzüberschreitende 
Strafvollstreckung ein wissenschaftlich vernachlässigtes Thema.35 Dies gilt 
umso mehr für die Vollstreckungshilfe bei Einziehungsentscheidungen.

Vollstreckungshilfe bei Einziehungsentscheidungen

Eine Herausforderung der internationalen Zusammenarbeit auf dem Ge­
biet der Vermögensabschöpfung ist die stark abweichende Konzeption 
dieser Maßnahmen in den unterschiedlichen Ländern.36 Ein Schritt für 
eine bessere internationale Zusammenarbeit in diesem Bereich wurde in 
Deutschland durch die einheitliche Bezeichnung der Vermögensabschöp­
fungsinstrumente als „Einziehung“ durch die Reform des Rechts der Ver­
mögensabschöpfung unternommen, parallel zum Begriff der confiscation 
als international gebräuchlichem Begriff.37 Doch selbst innerhalb der EU 
ist keine einheitliche Definition der als „confiscation“ bezeichneten Maß­
nahmen möglich.38 Vor allem die Rechtsnatur von Einziehungsmaßnah­

III.

34 Macovei, eucrim 2013, 33.
35 Robin Hofmann/Nelen, ZIS 2020, 178.
36 Stephenson/L. Gray/Power, Barriers to asset recovery, 2011, S. 67.
37 BT-Drs. 18/9525, S. 48.
38 Simonato, NJECL 6 (2015), 213, 217.
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men – bereits für die deutsche Regelung umstritten39 – wird international 
sehr unterschiedlich verstanden. Die Folgen dieser unterschiedlichen Kon­
zeptionen für das deutsche Rechtshilferecht sind nur wenig erforscht.

Besonders umstritten sind verurteilungsunabhängige Einziehungsfor­
men (bzw. non-conviction-based confiscation), die in vielen Ländern, ins­
besondere mit common law Rechtstradition, eine wichtige Rolle in der 
Verbrechensbekämpfungsstrategie spielen. Diese Formen werden teils 
als „fortschrittliche“ oder „moderne“ Vermögenabschöpfung bezeichnet40 

und ihr vermehrter Einsatz von einigen internationalen Instrumenten be­
fürwortet.41 Aus verfassungsrechtlicher Sicht sind diese Instrumente pro­
blematisch, da sie auf das Erfordernis der Verurteilung einer Person für 
eine Straftat verzichten und dennoch – in unterschiedlicher Ausprägung – 
die Einziehung von Vermögenswerten ermöglichen, die mutmaßlich aus 
einer Straftat stammen.42 Hinzu treten häufig prozessuale Mechanismen, 
meist Beweiserleichterungen in verschiedener Form, die eine vereinfachte 
Einziehung ermöglichen.43 Einerseits werden diese Instrumente als effek­
tive Maßnahmen gegen Organisierte Kriminalität und Terrorismus gese­
hen,44 die eine Entschädigung von Opfern ermöglichen oder zumindest 
die rechtmäßige Vermögensordnung wiederherstellen, während sie den 
fiskalischen Interessen der Staaten dienen,45 andererseits wird eine Ver­

39 Zur Diskussion steht dabei eine primär präventive Ausrichtung, quasi-kondiktio­
nelle Gründe oder auch eine Einordnung als Maßnahme mit Strafcharakter, Eser, 
Die strafrechtlichen Sanktionen gegen das Eigentum, 1969, S. 16 ff. Insbesondere 
nach der gesetzlichen Verankerung des Bruttoprinzips im Jahr 1992 ist dies zwi­
schen Rechtsprechung und Literatur umstritten, vgl. nur Geiger, Die Rechtsnatur 
der Sanktion, 2006, S. 302 ff.; F. Herzog, JR 2004, 494, 495 ff.; Gebauer, ZRP 2016, 
101, 102; Hellmann, Wirtschaftsstrafrecht, 52018, Rn. 1112 ff.; Wallschläger, Die 
strafrechtlichen Verfallsvorschriften, 2002, S. 19 ff.

40 Europäisches Parlament, Resolution on organised crime, corruption and mo­
ney laundering: recommendations on action and initiatives to be taken 
(2013/2107(INI)) (23.10.2013), Nr. 27.

41 U.a. Art. 54 Abs. 1 c) des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Kor­
ruption, Generalversammlungs-Resolution 58/4 v. 31.10.2003, BGBl. 2014 II, 
S. 763 ff. (UNCAC); Empfehlung Nr. 4 der Financial Action Task Force (FATF); 
G8 Best Practice Principles on Tracing, Freezing and Confiscation of Assets 
Nr. 26.

42 Esser, in: Rui/Sieber (Hrsg.), Non-Conviction-Based Confiscation in Europe, 
2015, S. 69, 91.

43 Rönnau, FS Ostendorf, 2015, S. 707, 717.
44 So z.B. Europäisches Parlament, Resolution on the fight against corruption and 

follow-up of the CRIM resolution (2015/2110(INI)) (25.10.2016), Nr. 27 a).
45 Young, in: ders. (Hrsg.), Civil forfeiture of criminal property, 2009, S. 1, 5.
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letzung von Menschenrechten befürchtet und die verurteilungsunabhän­
gige Einziehung deshalb abgelehnt.46 In der EU-Richtlinie 2014/42/EU47 

konnte sich ein Vorschlag, eine diesbezügliche Harmonisierung der Ein­
ziehungsvorschriften der Mitgliedstaaten vorzunehmen, nur eingeschränkt 
durchsetzen.48 Doch auch ohne europäische Harmonisierung sind verur­
teilungsunabhängige Einziehungsmaßnahmen in vielen Staaten wichtige 
Instrumente und damit auch Realität in der grenzüberschreitenden Praxis 
der Strafverfolgungsbehörden. Die Frage, ob und welche Formen ausländi­
scher Einziehungsentscheidungen in Deutschland vollstreckt werden kön­
nen, hat erhebliche Auswirkungen auf die tatsächliche Umsetzung der Ins­
trumente, da bei deren Umsetzung besonders häufig eine grenzüberschrei­
tende Kooperation nötig ist.49 Angesichts der wachsenden Bedeutung der 
Instrumente selbst wird die praktische Relevanz künftig wohl noch stei­
gen.50

Die Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit bei verurtei­
lungsunabhängigen Einziehungsmaßnahmen wird auch von internationa­
len Instrumenten befördert, die Staaten empfehlen, auch diese Maßnah­
men zum Gegenstand der Zusammenarbeit zu machen und bei ihrer 
Vollstreckung Rechtshilfe zu leisten.51 Auch die EU-Verordnung über die 
gegenseitige Anerkennung von Sicherstellungs- und Einziehungsmaßnah­

46 Vogel, in: Rui/Sieber (Hrsg.), Non-Conviction-Based Confiscation in Europe, 
2015, S. 225, 237.

47 Richtlinie 2014/42/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3.4.2014 
über die Sicherstellung und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträgen aus 
Straftaten in der Europäischen Union (ABl. L 127 v. 29.4.2014, S. 39 ff.).

48 In Art. 5 der RL wird die Einführung einer erweiterten Einziehung bei bestimm­
ten Anlasstaten und in Art. 4 Abs. 2 der RL die selbständige Einziehung bei 
Krankheit oder Flucht der verdächtigen Person geregelt. Näher zu letzterem 
Simonato, NJECL 6 (2015), 213, 222 ff.

49 F. Meyer, ZStW 127 (2015), 241, 275; Hackner/Schierholt, Internationale Rechtshil­
fe in Strafsachen, 32017, Rn. 250 ff. Vgl. auch BT-Drs. 18/9525, S. 48. Zur umge­
kehrten Frage der ausgehenden Ersuchen im Bereich der Vermögensabschöpfung 
Jacob-Hofbauer, Gewinnabschöpfung im Ausland von in Deutschland begange­
nen Wirtschaftsstraftaten, 2006.

50 Bislang werden grenzüberschreitende Ersuchen um Vermögensabschöpfung we­
nig genutzt. Im Jahr 2017 und 2018 wurden jeweils unter 100 ausgehende Sicher­
stellungsersuche registriert, BT-Drs. 19/19852, S. 38.

51 Bezüglich zivilrechtlicher Maßnahmen und der italienischen Form der Vermö­
gensabschöpfung: Europäisches Parlament, Resolution on organised crime, corrup­
tion and money laundering: recommendations on action and initiatives to be 
taken (2013/2107(INI)) (23.10.2013), 29; Stephenson/L. Gray/Power, Barriers to 
asset recovery, 2011, S. 7.
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men (VO 2018/1805) ist auf verurteilungsunabhängige Maßnahmen an­
wendbar, sofern diese nicht im Rahmen von Verfahren in Zivil- oder Ver­
waltungssachen ergehen, und soll die grenzüberschreitende Zusammenar­
beit bei diesen Maßnahmen verbessern.52

Bezüglich vieler Einziehungsmaßnahmen, die über die nach deutschem 
Recht zulässigen Instrumente hinausgehen, würde die Leistung von 
Rechtshilfe die Vollstreckung eines im inländischen Recht so nicht be­
kannten Instruments darstellen. Es besteht Unsicherheit darüber, inwie­
weit eine solche Rechtshilfe möglich ist.53 International sind Fälle be­
kannt, in denen es dennoch zu einer Vollstreckung ausländischer verur­
teilungsunabhängiger Vermögensabschöpfungsmaßnahme kam.54 Die er­
weiterte selbständige Einziehung in § 76a Abs. 4 StGB wird von vielen 
als erstes deutsches verurteilungsunabhängiges Einziehungsinstrument ver­
standen. Auch wenn die erweiterte Einziehung und die selbständige An­
ordnung der Einziehung ebenfalls als verurteilungsunabhängige Einzie­
hungsformen verstanden werden müssen, hat das neue Instrument jeden­
falls Auswirkungen auf den Umfang der möglichen Rechtshilfe. Die Frage, 
ob und in welchem Umfang eine ausländische verurteilungsunabhängige 
Vermögensabschöpfungsentscheidung in Deutschland vollstreckt werden 
kann, ist daher insbesondere nach der umfassenden Reform der Vermö­
gensabschöpfung ungeklärt. Die Komplexität der Vollstreckungshilfe bei 
Einziehungsentscheidungen im Allgemeinen birgt zudem die Gefahr, dass 
die derzeitigen Möglichkeiten der grenzüberschreitenden Vermögensab­
schöpfung ungenutzt bleiben und so das Potential der Vermögensabschöp­

52 Art. 1 Abs. 4, ErwGr 13 der Verordnung (EU) 2018/1805 des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 14.11.2018 über die gegenseitige Anerkennung von 
Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen, ABl. L 303 v. 28.11.2018, S. 1 
(VO 2018/1805); Kommission, Commission Staff Working Paper – Impact Assess­
ment, SWD(2012) 31 final (12.3.2012), S. 17.

53 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, Vermögensabschöpfung 
im deutschen Recht (Oktober 2015), S. 24; United Nations Office on Drugs and 
Crime (UNODC), Manual on International Cooperation for the Purposes of 
Confiscation of Proceeds of Crime (2012), 19. Bzgl. der Vollstreckbarkeit irischer 
Maßnahmen: King, IJE&P 16 (2012), 337, 341.

54 Für Frankreich bzgl. der Vollstreckung einer italienischen Maßnahme: Court de 
Cassation, strafrechtl. Abteilung, 13.11.2003, Petition No. 08-80.371 (Crisafulli) 
Bull. Crim. No. 74, p. 289. Vgl. Nachweis bei Lelieur, EuCLR 5 (2015), 279, 
290; Alagna, EurJCrimPolicyRes 21 (2015), 447, 454. Ein weiteres Beispiel ist die 
Civil Asset Recovery (International Co-operation) Law 2007 in Jersey, Stephenson/
L. Gray/Power, Barriers to asset recovery, 2011, S. 68.
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fung selbst alleine aufgrund internationaler Gestaltungen nicht erschöpft 
wird.

Gegenstand der Untersuchung

Der Begriff der non-conviction-based confiscation bzw. der verurteilungsun­
abhängigen Einziehung bildet einen Oberbegriff für eine Vielzahl unter­
schiedlicher international existierender Instrumente. Das Ziel der Arbeit 
ist es, typische Merkmale verurteilungsunabhängiger Einziehungsinstru­
mente herauszuarbeiten und zu untersuchen, ob die Leistung deutscher 
Vollstreckungshilfe bei eingehenden Ersuchen ausgeschlossen ist, wenn 
die betreffenden Instrumente eines oder mehrere dieser Merkmale aufwei­
sen. Da grundsätzlich keine Pflicht zur Leistung von Rechtshilfe besteht 
und die Bewilligungsbehörde in vielen Fällen auch ein zulässiges Rechts­
hilfeersuchen ablehnen kann,55 wird sich die Untersuchung darauf kon­
zentrieren, welche Charakteristika zur Unzulässigkeit der Rechtshilfe oder 
zu einer Ablehnungsmöglichkeit auf Zulässigkeitsebene führen. Soweit 
Deutschland durch völkerrechtliche Vereinbarungen das Ermessen der 
Bewilligungsbehörde beschränkt oder gar ausgeschlossen hat, kann die 
Zulässigkeit der Rechtshilfe zugleich eine Pflicht zur Leistung bedeuten.56

Begrenzung auf eingehende Ersuchen

Diese Untersuchung betrachtet nur Fälle der Anordnung einer Einziehung 
von Vermögensgegenständen, die sich in Deutschland befinden, im An­
schluss an ein ausländisches Verfahren, in dem ein Rechtshilfeersuchen an 
Deutschland gestellt wird. Nicht näher untersucht wird die Rechtshilfe an 
den IStGH.

Praktisch von ausgesprochener Relevanz ist selbstredend auch das von 
Deutschland ausgehende Rechtshilferecht im Bereich der Vermögensab­
schöpfung. Dabei trifft ein deutsches Rechtshilfeersuchen auf unterschied­
liche Rechtshilfepraktiken in den ersuchten Jurisdiktionen. Neben rechtli­

B.

I.

55 Böhm, in: Ahlbrecht/Böhm/Esser u.a. (Hrsg.), Internationales Strafrecht, 22018, 
Rn. 724.

56 A/K/R/Ambos/Gronke, 1. HT, Rn. 30; Nr. 3 (1) RiVASt.
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chen Herausforderungen,57 die von dem jeweiligen Rechtshilferecht und 
der Rechtshilfepraxis der ersuchten Staaten abhängen, sind insbesondere 
praktische Probleme Ursache des häufig beklagten Umsetzungsdefizits im 
Bereich der grenzüberschreitenden Vermögensabschöpfung.58 Auch hohe 
Arbeitspensen und mangelnde Erfahrung mit Vollstreckungshilfe bei den 
für die Rechtshilfeersuchen zuständigen Stellen tragen dazu bei.59 Deren 
Darstellung ist nicht das Ziel dieser Arbeit, die sich allein auf die deutsche 
Rechtslage der Behandlung eingehender Ersuchen beschränkt.

Begrenzung auf Einziehung von Taterträgen nach dem StGB

Daneben wird sich die Darstellung auf die Untersuchung der Einziehung 
von Taterträgen beschränken. Nicht betrachtet wird die Rechtshilfe bei 
Maßnahmen zur Einziehung von Tatprodukten, Tatmitteln und Tatobjek­
ten. Letztere waren bis 1. Juli 2017 als „Einziehung“ in den §§ 74 ff. StGB 
geregelt, während die Einziehung von Taterträgen als „Verfall“ bezeichnet 
wurde. Die begriffliche Trennung zwischen Verfall und Einziehung ist 
durch das Gesetz zur Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung 
aufgehoben worden, um das deutsche Recht an die in der EU üblichen 
Begrifflichkeiten anzugleichen.60 Damit ist jedoch keine inhaltliche Ände­
rung dieser Kategorien verbunden. Die Einziehung von Tatprodukten, 
Tatmitteln und Tatobjekten (zuvor „Einziehung“) gem. §§ 74 ff. StGB wird 

II.

57 Vor allem das bis zur Reform der Vermögensabschöpfung geltende deutsche 
Institut der Rückgewinnungshilfe war im internationalen Vergleich eine außer­
gewöhnliche Regelung, deren Durchsetzung im Wege der Vollstreckungshilfe zu 
Schwierigkeiten führen konnte, F. Meyer, ZStW 127 (2015), 241, 275 f.

58 Praktische Probleme bei tatsächlich gestellten Rechtshilfeersuchen ergeben sich 
insbesondere bei der Zusammenarbeit mit den jeweils zuständigen Behörden 
des ersuchten Staates. Dabei stellen sich, je nach Situation, betroffenem Land 
und Umfang des Ersuchens unterschiedliche Probleme, vgl. die ausführliche 
Darstellung der einzelnen Beziehungen im Jahr 2006 in Jacob-Hofbauer, Gewinn­
abschöpfung im Ausland von in Deutschland begangenen Wirtschaftsstraftaten, 
2006, S. 104 ff.

59 Abhilfe können hier zentrale, spezialisierte Abschöpfungsbehörden schaffen, wie 
sie in anderen Ländern genutzt werden, z.B. Proceeds of Crime Center (PoCC) der 
National Crime Agency (NCA) im Vereinigten Königreich, bzw. von Übereinkom­
men gefordert werden, z.B. Art. 23 EuGeldwäscheÜbk.

60 BT-Drs. 18/9525, S. 48.

B. Gegenstand der Untersuchung

39



weiterhin anders behandelt als die Einziehung von Taterträgen (zuvor 
„Verfall“).61

Begrenzung auf Vollstreckungshilfe

Bevor die Vollstreckungshilfe auch bei Vermögensabschöpfung möglich 
war, behalf man sich mit dem Instrument der Herausgabe in Form der 
Sonstigen Rechtshilfe gem. §§ 66 Abs. 1 Nr. 2–4, 59 ff. IRG. Diese nach 
deutschem Recht bestehende Alternative zur Vollstreckungshilfe bei der 
grenzüberschreitenden Vermögensabschöpfung wird hier nicht näher ver­
tieft. Die Form ist international unüblich und wird selten genutzt.62 Inzwi­
schen besteht ab Rechtskraft des ausländischen Erkenntnisses gem. § 66 
Abs. 3 IRG Vorrang der Vollstreckungshilfe.63

Vor Einführung der Vollstreckungshilfe bei Vermögensabschöpfungen 
war auch die selbständige Einziehung gem. § 76a Abs. 1 StGB eine Mög­
lichkeit, Taterträge in Deutschland auf Anregung ausländischer Staaten 
zu vollstrecken.64 Die Erwartungen an diese Konstruktion wurden aber 
aufgrund der Schwierigkeit der Beweiserhebung bei den international ge­
lagerten Sachverhalten praktisch nicht erfüllt.65 Durch das Ausführungsge­
setz zum Suchtstoffübereinkommen 1992 wurde deshalb der Wechsel auf 
die Vollstreckungshilfe als bevorzugtes Mittel der internationalen Vermö­
gensabschöpfung vollzogen. Allein sie soll hier untersucht werden.

Keine Betrachtung von Sicherstellungen

Neben der Vollstreckungshilfe ist bei der grenzüberschreitenden Vermö­
gensabschöpfung auch die Sicherstellung als Vorstufe zur Einziehung rele­
vant, die in Form der Sonstigen Rechtshilfe gem. §§ 66 ff. IRG vollstreckt 
werden kann. Diese wird in der Arbeit nicht näher betrachtet.66

III.

IV.

61 BT-Drs. 18/9525, S. 2, 48.
62 Näher dazu Hüttemann, NZWiSt 2019, 201, 203 ff.
63 Rönnau, Vermögensabschöpfung, 22015, Rn. 501.
64 Zum objektiven Verfahren gem. § 76a Abs. 1 StGB in diesem Zusammenhang 

Hüttemann, NZWiSt 2019, 201, 209. Zu einem vergleichbaren Fall in den USA 
vgl. Cassella, J.M.L.C. 11 (2008), 8, 13.

65 Hinsichtlich der Betäubungsmittelkriminalität so BT-Drs. 12/3533, S. 19.
66 Näher dazu Thunberg Schunke, Extended Confiscation in Criminal Law, 2017, 

S. 263 ff.
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Gang der Darstellung

Um die Möglichkeiten der Vollstreckungshilfe bei Einziehungsentschei­
dungen, insbesondere bei verurteilungsunabhängigen Formen, zu unter­
suchen, soll zunächst im 2. Teil gezeigt werden, welche Charakteristika 
wiederkehrende Kategorien verurteilungsunabhängiger Einziehungsinstru­
mente enthalten. Anschließend wird im 3. Teil das Recht der Vollstre­
ckungshilfe dargestellt und die Voraussetzungen der Rechtshilfe in den 
unterschiedlichen Rechtshilfeebenen hinsichtlich ihrer Anwendbarkeit auf 
Einziehungsentscheidungen ausgearbeitet, insbesondere für die erarbeite­
ten Kategorien verurteilungsunabhängiger Einziehung.

Im Einzelnen wird im 2. Teil dabei zunächst abgegrenzt, unter welchen 
Voraussetzungen eine Einziehungsentscheidung verurteilungsunabhängig 
ergeht (A.). Um international häufige Merkmale vorab zu erkennen, 
werden dann zunächst supranationale und internationale Instrumente 
dargelegt, die Vorgaben oder Empfehlungen für die jeweiligen Vertrags­
parteien zur Einführung bestimmter Formen verurteilungsunabhängiger 
Einziehungsformen enthalten (B.). Näher wird danach auf die verurtei­
lungsunabhängigen Einziehungsformen in Deutschland eingegangen (C.). 
Nach einer kurzen Einführung in das deutsche Vermögensabschöpfungs­
recht (C.I.) folgt die Darstellung einiger für die weitere Untersuchung 
relevanter Aspekte der Reform der Vermögensabschöpfung (C.II.). Die 
verurteilungsunabhängigen Einziehungsformen des deutschen Rechts wer­
den anschließend ausführlich dargestellt: die selbständige Einziehung gem. 
§ 76a Abs. 1 StGB (C.III.1.), die erweiterte Einziehung gem. § 73a StGB 
(C.III.2.) sowie die erweiterte selbständige Einziehung gem. § 76a Abs. 4 
StGB (C.III.3.). Auf die im Rahmen der erweiterten Einziehungsformen 
relevanten Beweiserleichterungen, deren Bedeutung für den Nachweis der 
deliktischen Herkunft der Einziehungsgegenstände sich aus dem Wortlaut 
der §§ 73a, 76a Abs. 4 StGB nicht unmittelbar erschließt, wird anschlie­
ßend eingegangen (C.IV.). Dabei wird vor allem die Bedeutung der Be­
weisvorschrift des § 437 StPO näher erläutert (C.IV.2.). Da insbesondere 
die erweiterte selbständige Einziehung verfassungsrechtlich umstritten ist 
und grundrechtliche Fragestellungen auch bei der Zulässigkeit der Rechts­
hilfe relevant werden, werden danach verfassungsrechtliche Fragen der 
Tatertragseinziehung im Allgemeinen und der Beweiserleichterungen im 
Rahmen der §§ 73a, 76a Abs. 4 StGB im Besonderen behandelt (C.V.).

Anschließend werden nach methodischen Vorbemerkungen (D.I.) Bei­
spiele der Einziehungsinstrumente anderer Rechtsordnungen dargestellt, 
namentlich verurteilungsunabhängige Einziehungsinstrumente aus den 

C.
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USA (D.II.1.), aus Irland (D.II.2.), dem Vereinigten Königreich (D.II.3.), 
Italien (D.II.4.), Österreich (D.II.5.), der Schweiz (D.II.6.) und den Nie­
derlanden (D.II.7.). Bevor die bislang dargestellten verurteilungsunabhän­
gigen Einziehungsformen zu Kategorien erfasst werden (E.), muss bezüg­
lich einiger Einziehungsformen näher untersucht werden, ob diese tatsäch­
lich eine Tatertragseinziehung darstellen (D.III.). Einige wiederkehrende 
Merkmale kennzeichnen alle oder zumindest viele der untersuchten Ein­
ziehungsinstrumente, weshalb insbesondere auf die Unterscheidung zwi­
schen Originaleinziehung, Wertersatzeinziehung und wertbasierter Ein­
ziehung für alle Kategorien gemeinsam eingegangen wird (E.I.1.). Aus 
den untersuchten Einziehungsformen lassen sich drei Kategorien verurtei­
lungsunabhängiger Einziehung erkennen: erweiterte Einziehungsformen 
(Kategorie A, E.II.), derivative selbständige Einziehungsformen (Kategorie 
B, E.III.) und ad rem Einziehungsformen (Kategorie C, E.IV.). Innerhalb 
der erweiterten Einziehungsformen muss noch näher danach unterschie­
den werden, ob das Einziehungsinstrument eine Beweislastumkehr enthält 
(Kategorie A.1, E.II.1.), darüber hinaus eine zusätzliche Beweismaßerleich­
terung vorsieht (Kategorie A.2, E.II.2.) oder keine über die Erweiterung 
an sich hinausgehende Beweiserleichterung enthält (Kategorie A.3, E.II.3.). 
Auch Einziehungsinstrumente der Kategorie C enthalten sehr unterschied­
liche Formen, die hier in die ad rem Einziehung mit zivilrechtlichem Be­
weismaß (Kategorie C.1, E.III.1.), die ad rem Einziehung im Strafverfahren 
(C.2, E.III.2.) und die sonstige ad rem Einziehung außerhalb des Strafver­
fahrens (C.3, E.III.3.) unterteilt werden.

Zur Untersuchung der Rechtslage bei Ersuchen um Vollstreckung von 
Einziehungsentscheidungen wird im 3. Teil nach einer Einführung zur 
Rechtshilfe nach deutschem Recht (A.) die Vollstreckungshilfe bei Ein­
ziehungsentscheidungen im Rahmen der §§ 49 ff. IRG, der Geldwäsche­
übereinkommen des Europarats, der EU-Instrumente der gegenseitigen 
Anerkennung und der Übereinkommen der UN gegen Korruption, ge­
gen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und gegen die grenzüber­
schreitende und organisierte Kriminalität dargestellt (B.). Die genannten 
Rechtsquellen werden dabei aufgezeigt und ihre Anwendbarkeit auf ver­
urteilungsunabhängige Einziehungsformen untersucht (B.II.). Das Rechts­
hilfeverfahren bei Ersuchen nach den unterschiedlichen Rechtsquellen 
wird danach näher dargestellt, um die Funktion der Rechtshilfehinder­
nisse im Bewilligungsverfahren nach dem IRG, auch soweit hierbei der 
RB Einziehung umgesetzt wird, und dem Anerkennungsverfahren nach 
der VO 2018/1805 klarzustellen (B.III.). Anschließend wird das materi­
elle Rechtshilferecht dargestellt (B.IV.), wobei die jeweils anwendbaren 
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Rechtshilfehindernisse für die vertragslose Rechtshilfe (B.IV.1.), die gegen­
seitige Anerkennung (B.IV.2.) und die vertragliche Rechtshilfe (B.IV.3.) 
zusammengefasst werden und untersucht wird, in welcher Form diese 
Hindernisse im Rechtshilfeverfahren untersucht werden, insbesondere, ob 
deren Vorliegen zu einer Unzulässigkeit der Rechtshilfe oder einer Ableh­
nungsmöglichkeit führt bzw. ob bei Erfüllung aller Voraussetzungen der 
Rechtshilfe eine Pflicht zur Rechtshilfe besteht. Dabei wird auch unter­
sucht, wer ggf. bestehendes Ermessen ausübt und welche Grenzen bei 
dieser Entscheidung gelten. Abschließend werden die Rechtsschutzmög­
lichkeiten im Rechtshilfeverfahren, insbesondere gegen die Bewilligungs­
entscheidung nach den hier anwendbaren Rechtsquellen aufgezeigt (B.V.).

Die herausgearbeiteten Rechtshilfehindernisse der verschiedenen 
Rechtshilfeebenen werden sodann darauf untersucht, ob sie der Voll­
streckungshilfe bei verurteilungsunabhängigen Einziehungsinstrumenten 
grundsätzlich bzw. bei bestimmten Kategorien entgegenstehen oder wie 
Rechtshilfehindernisse in diesem Zusammenhang zu verstehen sind (C.).

Dabei werden zunächst mehrere Rechtshilfehindernisse untersucht, die 
bestimmte Anforderungen an die zu vollstreckende Entscheidung stellen, 
u.a. formelle Anforderungen an das Ersuchen, materielle Anforderungen 
an den Charakter der zu vollstreckenden Sanktion, an die Beachtung der 
Rechte Dritter und Rechtshilfehindernisse, die sich auf die Art der Anlass­
tat beziehen (C.I.1., 3. und 4.). Besonders relevant ist hierbei das Rechtshil­
fehindernis der fehlenden beiderseitigen Sanktionierbarkeit bzw. Einzieh­
barkeit (C.I.2.). Herausgearbeitet wird zunächst, welche unterschiedlichen 
Formen die beiderseitige Einziehbarkeit in den verschiedenen Rechtshil­
feebenen annimmt. Die Voraussetzung der konkreten beiderseitigen Ein­
ziehbarkeit, die auf viele Rechtshilfeebenen anwendbar ist und zugleich 
die strengste Form der beiderseitigen Einziehbarkeit bildet, wird anschlie­
ßend auf die im 2. Teil erarbeiteten Kategorien verurteilungsunabhängiger 
Tatertragseinziehungen angewendet.

Andere Rechtshilfehindernisse, die sich auf Grundrechte oder den ordre 
public beziehen, werden daraufhin aus den unterschiedlichen Rechtshil­
feebenen zusammengefasst (C.II.1.). Neben dem speziellen Ablehnungs­
grund der Verletzung des rechtlichen Gehörs verweisen andere spezielle 
oder allgemeine ordre public-Vorbehalte bzw. grundrechtsbezogene Ableh­
nungsgründe auf die EMRK, die deutschen Grundrechte oder die GRCh. 
Daher wird untersucht, welche Vorgaben die EMRK an das Verfahren 
im ersuchenden Staat stellt (C.II.2.). In diesem Rahmen wird auch unter­
sucht, ob Art. 6 EMRK nach der Rechtsprechung des EGMR bei Einzie­
hungsentscheidungen in seiner strafrechtlichen Dimension Anwendung 
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findet (C.II.2.b.i.). Die umstrittene Frage des Grundrechtsschutzes im Rah­
men der gegenseitigen Anerkennung wird danach besprochen, inklusive 
der Rolle des Ablehnungsgrundes in Art. 19 Abs. 1 lit. h VO 2018/1805 
(C.II.3.). Anschließend werden der Schuldgrundsatz und die Verhältnis­
mäßigkeit als wesentliche Grundsätze der deutschen Rechtsordnung erläu­
tert, die der Rechtshilfe entgegenstehen können (C.II.4.).

Die weiteren Rechtshilfehindernisse der Verjährung und des ne bis 
in idem betreffen zwar nicht jede Vollstreckungshilfe bei Einziehungsent­
scheidungen, sondern spezielle Situationen. Allerdings sind die diesbezüg­
lichen Rechtshilfehindernisse teilweise nicht auf die Rechtshilfe bei Ein­
ziehungsentscheidungen angepasst und wurden aufgrund der in ihnen 
enthaltenen Verweise auf § 76a StGB durch die Reform der Vermögensab­
schöpfung – wohl unbeabsichtigt – stark verändert. Bei der Verjährung 
wird dabei zunächst die Vollstreckungsverjährung nach deutschem Recht 
als Rechtshilfehindernis näher untersucht (C.III.1.), sodann die – weniger 
problematische – Verjährung nach dem Recht des ersuchenden Staats 
(C.III.2.).

Besonders unklar ist die Rolle des ne bis in idem bei Einziehungsent­
scheidungen und bei der Rechtshilfe jeweils für sich genommen und 
umso mehr bei der hier interessierenden Vollstreckungshilfe. Um die Aus­
wirkungen der unterschiedlichen Rechtshilfehindernisse mit Bezug auf 
das Verbot der Mehrfachverfolgung einordnen zu können, wird daher zu­
nächst untersucht, inwiefern ein innerstaatliches (C.IV.1.) bzw. ein trans­
nationales (C.IV.2.) Verbot der Doppeleinziehung besteht. Dabei wird 
jeweils auf die deutschen verfassungsrechtlichen Vorgaben, die Vorgaben 
der EU bzw. der EMRK und auf einfachgesetzliche Doppeleinziehungs­
hindernisse eingegangen. Nach einem Überblick über die rechtshilferecht­
liche Dimension des ne bis in idem (C.IV.3.) werden die einschlägigen 
Rechtshilfehindernisse dargestellt (C.IV.4.). Unter Berücksichtigung der 
bisherigen Ergebnisse werden diese Rechtshilfehindernisse dahingehend 
untersucht, ob sie einer Rechtshilfe bei einer vorherigen strafklageverbrau­
chenden Entscheidung bzgl. der Herkunftstat entgegenstehen (C.IV.5.a) 
bzw. ob sie die Rechtshilfe bei einer vorherigen Einziehungsentscheidung 
bzgl. der Erträge derselben Herkunftstat ausschließen (C.IV.5.b). Obwohl 
auch in diesem Rahmen insbesondere auf die Lage bei verurteilungsunab­
hängigen Einziehungsentscheidungen eingegangen wird, werden jeweils 
auch die sich bei der Behandlung verurteilungsabhängiger Einziehungen 
stellenden Fragen untersucht. Als Ergebnis des 3. Teils werden die Mög­
lichkeiten der Rechtshilfe bei den unterschiedlichen Kategorien verurtei­
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lungsunabhängiger Einziehung bzw. die relevantesten Gründe, an denen 
eine Zulässigkeit scheitern kann, dargestellt (D.).

Abschließend werden in einem 4. Teil als Fazit die gefundenen Erkennt­
nisse zusammengetragen.
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Charakteristika verurteilungsunabhängiger 
Tatertragseinziehungsformen

In Deutschland eingehende Ersuchen um Rechtshilfe bei der Vollstre­
ckung von Tatertragseinziehungsinstrumenten können sich auf vielgestal­
tige Maßnahmen beziehen. Insbesondere bei verurteilungsunabhängigen 
Maßnahmen hat sich bislang weder international noch europäisch eine 
einheitliche Gestaltung durchsetzen können.67 Für die gesetzgeberische 
Ausgestaltung und verfahrensrechtliche Einbettung der Instrumente be­
stehen allerdings nur endliche Möglichkeiten. Die Mechanismen, die 
eine Einziehung von Vermögensgegenständen ermöglichen, obwohl nie­
mand für die Herkunftstat verurteilt wurde, ähneln einander. In diesem 
zweiten Teil werden Gemeinsamkeiten der international bestehenden 
verurteilungsunabhängigen Instrumente herausgearbeitet. Dabei werden 
supra- und internationale Verpflichtungen zur Einführung verurteilungs­
unabhängiger Einziehungsinstrumente untersucht, die deutsche Rechtsla­
ge und im Anschluss Einziehungsinstrumente ausgewählter internationa­
ler Rechtsordnungen dargestellt. Zunächst muss aber bestimmt werden, 
welche Instrumente als verurteilungsunabhängige Tatertragseinziehung 
bezeichnet werden können.

Was ist eine verurteilungsunabhängige Tatertragseinziehung?

Die Untersuchung verurteilungsunabhängiger Einziehungsinstrumente 
verschiedener Staaten ist nur dann möglich, wenn zunächst unabhängig 
von einer konkreten Rechtsordnung festgelegt wird, welche Voraussetzun­
gen eine Sanktion erfüllen muss, um ein verurteilungsunabhängiges Ein­
ziehungsinstrument zu sein.

2. Teil:

A.

67 Kilchling, in: ders. (Hrsg.), Die Praxis der Gewinnabschöpfung in Europa, 2002, 
S. 429, 446.
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Grundelemente einer Tatertragseinziehung

Eine Einziehung ist eine von einem Gericht in Bezug auf eine Straftat 
angeordnete Sanktion, die dem Staat die endgültige Entziehung von Ver­
mögensgegenständen ermöglicht, die durch ihre Involvierung in Strafta­
ten bemakelt sind.68 Obwohl die Begriffe der „Vermögensabschöpfung“ 
oder „Gewinnabschöpfung“ jeweils eigene Unschärfen mit sich bringen,69 

verwendet der deutsche Gesetzgeber, sowie die Wissenschaft und Praxis 
diese Bezeichnungen als Sammelbegriff.70 Häufig sind damit sowohl Ein­
ziehungs- als auch Sicherstellungsmaßnahmen gemeint.

Diese Untersuchung ist alleine auf Tatertragseinziehungen beschränkt. 
Untersucht werden also nur diejenigen Einziehungsinstrumente, die sich 
auf Gegenstände beziehen, die aus oder für Taten erlangt wurden. Im deut­
schen Recht wurde diese Maßnahme lange71 als „Verfall“ bezeichnet und 
erst 2017 die Bezeichnung auch zur Erleichterung des Rechtshilfeverkehrs 
dem international üblichen englischen Begriff „confiscation“ angeglichen.72 

Die Tatertragseinziehung ist von der Einziehung der Tatmittel, Tatproduk­
te und Tatobjekte abzugrenzen.73 In manchen Ländern wird diese Unter­
scheidung nicht getroffen.74 In diese Untersuchung werden Vorschriften, 

I.

68 Vgl. die Definition in Art. 2 Abs. 1 RL 2014/42/EU.
69 Jedenfalls bei der Bruttoabschöpfung ist der Begriff der „Gewinnabschöpfung“ 

nicht treffend, da der Begriff des „Gewinns“ einen Abzug von Aufwendungen 
impliziert, vgl. Wallschläger, Die strafrechtlichen Verfallsvorschriften, 2002, S. 1; 
Sotiriadis, Die Entwicklung der Gesetzgebung über Gewinnabschöpfung und 
Geldwäsche, 2010, S. 25 f.

70 Johann, Möglichkeiten und Grenzen des neuen Vermögensabschöpfungsrechts, 
2019, S. 17 f.

71 Der Verfall als eigenständige Rechtsfolge für alle Straftatbestände wurde durch 
das 2. StrRG v. 4.7.1969, BGBl. 1969 I, S. 717 m.W.v. 1.1.1975 eingeführt. Auch 
andere Tatbestände kannten vor 1975 die Einziehung des Tatgewinns oder -ent­
gelts, insbes. war schon zuvor der Verfall der Gewinne aus Korruptionstaten 
möglich, vgl. eingehend Güntert, Gewinnabschöpfung als strafrechtliche Sank­
tion, 1983, S. 2 ff.; M. Arnold, Verfall, Einziehung und Unbrauchbarmachung 
(§§ 73 bis 76a StGB), 2014, S. 39 ff.; LK/Lohse, Vorbem. §§ 73 bis 76b, Rn. 4 ff.; 
Sotiriadis, Die Entwicklung der Gesetzgebung über Gewinnabschöpfung und 
Geldwäsche, 2010, S. 63 ff.; Hartmann, FS G. Wolf, 2018, S. 236.

72 BT-Drs. 18/9525, S. 48. Dazu auch schon BT-Drs. 13/9742, S. 17 f. Krit. zu dieser 
Begründung T. Fischer, StGB, 672020, Vor §§ 73–76a, Rn. 4.

73 In Deutschland ist dies im gleichen Abschnitt des StGB in §§ 74 ff. StGB geregelt 
und wurde vor der Reform bereits als „Einziehung“ bezeichnet. Zur Notwendig­
keit einer differenzierenden Tenorierung Bittmann, NStZ 2019, 447, 453 mit 
Hinweis auf BGH, Beschl. v. 8.1.2019 – 4 StR 401/18, juris.

74 Keyser-Ringnalda, ELR 17 (1992), 499, 505 ff.
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die beide Einziehungsformen betreffen, nur insoweit einbezogen, als sie 
sich auf Taterträge beziehen.

Unter den Begriff der Tatertragseinziehung werden hier alle Instrumen­
te gefasst, die das aus oder für die Tat Erlangte entziehen. Es kommt 
dabei nicht darauf an, ob sich die Anordnung wie im deutschen Straf­
recht75 zunächst nur auf den bestimmten erlangten Gegenstand erstreckt, 
dessen Entziehung der Täter grundsätzlich nicht durch Zahlung einer dem 
Wert entsprechenden Summe abwenden kann. Neben diesen gegenstands­
bezogenen Einziehungsformen sind auch wertbasierte Einziehungsformen 
erfasst, bei denen das Vermögen des Betroffenen mit einem staatlichen 
Anspruch in Höhe des Wertes des Erlangten belastet wird.76

Wann ist eine Einziehung verurteilungsunabhängig?

Die bisher genannten Merkmale bezeichnen den „klassischen“ Fall der Tat­
ertragseinziehung: Wegen seines strafrechtlich relevanten Verhaltens wird 
eine bestimmte Person in einem gerichtlichen Verfahren zu einer Geld- 
oder Freiheitsstrafe verurteilt und daneben die Einziehung des Tatertrags 
aus derselben Tat angeordnet. In diesen Fällen ist die Anlasstat, in deren 
Verfahren die Einziehung behandelt wird, auch zugleich die Herkunfts­
tat,77 aus der der Gegenstand stammt. Allerdings kann die Herkunfts- und 
die Anlasstat auch getrennt werden.

Eine verurteilungsunabhängige Einziehung nach der hier zugrunde ge­
legten Definition ist jedes Einziehungsinstrument, dessen Anordnung eine 
Verurteilung jedenfalls wegen der Herkunftstat nicht voraussetzt. Dabei 
kann zwischen den Formen der selbständigen Einziehung und der erwei­
terten Einziehung unterschieden werden.

Selbständige Einziehungen werden in einem Verfahren angeordnet, in 
dem keine Verurteilung ergeht, also auch keine Verurteilung wegen der 
Herkunftstat. Davon sind Fälle nicht umfasst, in denen die Entscheidung 

II.

75 Im Gegensatz dazu sieht das deutsche Ordnungswidrigkeitenrecht mit der selb­
ständigen Anordnung der Einziehung von Taterträgen einer Ordnungswidrigkeit 
§ 29a OWiG ausschließlich eine wertbasierte Einziehung vor, Michael Köhler, 
NStZ 2017, 497, 511. § 29a OWiG kommt aber nur zum Einsatz, wenn gegen den 
Täter keine Geldbuße festgesetzt wird.

76 Näher dazu S. 148 f.
77 Teilweise wird diese Tat als Erwerbstat bezeichnet, BT-Drs. 18/11640, S. 82; KMR/

Metzger, § 437, Rn. 5, anders bezeichnet Art. 2 lit. h UNCAC diese Tat als „Haupt­
tat“.
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über die Einziehung zwar in einem nachträglichen eigenständigen Verfah­
ren ergeht, dieses aber von einer vorherigen Verurteilung abhängt. Verur­
teilungsunabhängig im Sinne dieser Definition sind aber auch Formen der 
Einziehung, die zwar eine Verurteilung wegen einer Anlasstat vorausset­
zen, aber unabhängig von einer Verurteilung wegen einer Herkunftstat er­
gehen, die nicht zugleich die Anlasstat darstellt. Letztere Konstellation 
wird hier als erweiterte Einziehung bezeichnet. Der typischerweise beste­
hende Konnex zwischen derjenigen Tat, für die jemand verurteilt wird, 
und dem Gegenstand der Einziehung wird für die Erträge aus den Her­
kunftstaten bei dieser Form gelöst.

Eine Dritteinziehung stellt keine verurteilungsunabhängige Einziehung 
nach dieser Definition dar.78 Dass unter bestimmten Voraussetzungen 
(z.B. in Deutschland nach § 73b StGB) das Erlangte auch bei einem ande­
ren eingezogen werden kann, ändert nichts daran, dass die Verurteilung 
einer Person wegen der Herkunftstat Voraussetzung der Anordnung ist.79

Internationale Terminologie

In anderen Ländern wird die Einziehung unter verschiedenen Begriffen 
behandelt. Hier sollen vor allem die englischen Begriffe erläutert werden, 
die auch in internationalen Übereinkommen genutzt werden. Taterträge 
werden auf Englisch als proceeds of crime bezeichnet. Allerdings werden 
allein im anglophonen Rechtskreis drei Bezeichnungen für die Einziehung 
von Taterträgen verwendet: confiscation, asset forfeiture und asset recovery. 
Die Begriffe überschneiden sich teilweise, beinhalten aber unterschiedli­
che Nuancen.

Confiscation als neutralster Begriff kann synonym zum Begriff der Ein­
ziehung verstanden werden. An diese Terminologie80 wurde die Bezeich­

III.

78 Auch wenn eine Dritteinziehung bei verurteilungsunabhängigen Einziehungsfor­
men möglich ist (z.B. bei der deutschen erweiterten Einziehung gem. § 73b 
Abs. 1 i.V.m. § 73a StGB, näher dazu Fleckenstein, Die strafrechtliche Abschöp­
fung von Taterträgen bei Drittbegünstigten, 2017, S. 264 ff.), ergibt sich deren 
Verurteilungsunabhängigkeit ausschließlich aus dem betreffenden Instrument, 
nicht aber daraus, dass sich die Einziehung gegen eine andere Person richtet.

79 Dies hat allerdings Grenzen, wenn der Einziehungsadressat keinerlei Verbindung 
zur Tat hat, sog. „innocent owner defence“. Vgl. näher S. 153 f.

80 So auch Art. 2 Abs. 4 der englischen bzw. französischen Fassung der 
RL 2014/42/EU.
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nung der §§ 73 ff. StGB auch angepasst.81 International werden damit aber 
auch teilweise ausschließlich gegenstandsbezogene Einziehungen bezeich­
net. Der Begriff forfeiture wird vor allem im US-amerikanischen Rechts­
system genutzt und stammt aus dem sächsischen und skandinavischen 
Recht.82 Historisch wurden damit Maßnahmen beschrieben, die einem 
Straftäter sein gesamtes Vermögen entzogen.83 Nun wird der Begriff eher 
für wertbasierte Einziehungsmaßnahmen genutzt, die den Betroffenen zur 
Zahlung einer bestimmten, seinen Taterträgen entsprechenden Summe 
verpflichten, nicht für die Einziehung eines bestimmten Gegenstands.84 

Asset recovery ist ein mehrdeutiger, weit gefasster Begriff,85 der auch nicht-
strafrechtlich ausgestaltete Zugriffe auf illegale und verdächtige Vermö­
genswerte umfasst und den gesamten Vorgang der Vermögensabschöp­
fung beschreiben kann, also auch die Sicherstellung und die Verwertung 
der Gegenstände.86 Teilweise wird er alleine auf Erträge aus Korruptionsta­
ten beschränkt, die in das Ausland gelangt sind.87

Verurteilungsunabhängige Einziehungsinstrumente werden entspre­
chend als non-conviction-based confiscation oder als civil (asset) forfeiture bzw. 
civil (asset) recovery bezeichnet.88 Die beiden letzten Bezeichnungen als „zi­
vilrechtlich“ dienen in den jeweiligen Ländern vor allem der Abgrenzung 
des verurteilungsunabhängigen Instruments von der Einziehung, die nach 

81 BT-Drs. 18/9525, S. 48.
82 Der Begriff stammt wohl von „felony“, das wiederum eine Kombination der 

sächsischen Begriffe „fee“ (Landbesitz) und „lon“ (Preis) ist und ein Handeln oder 
Unterlassen bezeichnet, das zum Verlust von Eigentum führen kann, vgl. Simser, 
in: Young (Hrsg.), Civil forfeiture of criminal property, 2009, S. 13, 15.

83 Sog. „general forfeiture”, Young, in: ders. (Hrsg.), Civil forfeiture of criminal pro­
perty, 2009, 1.

84 Panzavolta/Flor, in: Rui/Sieber (Hrsg.), Non-Conviction-Based Confiscation in 
Europe, 2015, S. 111, Fn. 1.

85 Ivory, Utrecht L Rev 9 (2013), 147, 149: „ambiguous term“.
86 Kilchling, in: Sieber/Satzger/von Heintschel-Heinegg (Hrsg.), Europäisches Straf­

recht, 22014, § 16, Rn. 17.
87 Alagna, EurJCrimPolicyRes 21 (2015), 447, 448. Dazu auch die vom Global Forum 

on Asset Recovery (GFAR) 2017 verabschiedeten „Principles for Disposition and 
Transfer of Confiscated Stolen Assets in Corruption Cases”, online verfügbar unter 
https://star.worldbank.org/sites/star/files/the-gfar-principles.pdf (geprüft am 
02.06.2020). Zu Beispielsfällen vgl. Ivory, Corruption, Asset Recovery, and the 
Protection of Property in Public International Law, 2014, S. 38 ff.

88 Anders (und wenig verbreitet) dagegen die Abgrenzung nach confiscation als 
verurteilungsabhängige Einziehung und forfeiture als verurteilungsunabhängige 
Einziehung, so Murray, in: Rider (Hrsg.), Research handbook on international 
financial crime, 2015, S. 462, 463 f.
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einer Verurteilung ausgesprochen wird.89 Dennoch ist die erstgenannte Be­
zeichnung als non-conviction-based confiscation die neutralere Terminologie. 
Auch die EU verwendet sie zur Bezeichnung der verurteilungsunabhängi­
gen Tatertragseinziehung, um die unterschiedlichen Modelle insbesondere 
der common law Länder und anderen Länder zu erfassen.90

Supranationale und internationale Verpflichtungen und Vorgaben zur 
Einführung verurteilungsunabhängiger Einziehungsinstrumente

Bereits seit Ende der 1980er Jahre wird international versucht, die Vermö­
gensabschöpfung als Mittel des Strafrechts zu stärken und insbesondere im 
„Kampf“ gegen die Organisierte Kriminalität – und neuerdings auch gegen 
die Terrorismusfinanzierung91 – einzusetzen.92 Entsprechend beinhalten 
einige völkerrechtliche Instrumente Empfehlungen oder Verpflichtungen, 
Vermögensabschöpfungsinstrumente einzuführen. Diese Vorgaben betref­
fen die Einziehungsinstrumente mehrerer Staaten und sind außerdem 
ein Indiz für einen Minimalkonsens. Was in völkerrechtlichen Verträgen 
geregelt ist, soll daher hier zunächst unabhängig von einer nationalen 
Rechtsordnung dargestellt werden, um im Anschluss die deutschen und 
ausländischen verurteilungsunabhängigen Einziehungsinstrumente zu be­
trachten.

Harmonisierung der Einziehungsvorschriften in der EU durch die 
Richtlinie 2014/42/EU

Als Teil der Maßnahmen gegen grenzüberschreitende und organisierte 
Kriminalität setzt sich die EU für eine wirksamere Ermittlung, Einziehung 
und Verwertung von durch Straftaten erlangtem Vermögen ein93 und 
hat dazu die Harmonisierung und gegenseitige Anerkennung von Einzie­

B.

I.

89 Näher dazu S. 167 f.
90 Simonato, NJECL 6 (2015), 213, 219.
91 Zu Verflechtungen zwischen islamistischem Terrorismus und Organisierter Kri­

minalität im Bereich des transnationalen Schmuggels, Anbaus und Handel mit 
Betäubungsmitteln Goertz, NK 2017, 165, 170 ff.

92 Faraldo Cabana, EJCCLCJ 22 (2014), 13, 15 f.; Lelieur, EuCLR 5 (2015), 279 ff.
93 Vgl. ErwGr 3 VO 2018/1805.
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